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Thomas Knellwolf

Wer als Schweizer für eine
fremde Armee zur Waffe greift
und überlebt, bekommt es in der
Heimat mit der Militärjustiz zu
tun. Dabei ist es grundsätzlich
einerlei, ob man aufseiten eines
Aggressors –wie heute Russland
oder einst Hitler-Deutschland –
kämpft oder auf der Gegenseite.
Auch jene Schweizer Kämpfer,
die sich momentan für die an
gegriffene Ukraine einsetzen,
landen bei einer Rückkehr vor
einem Militärgericht.

Und dort ist ihnen eine Stra-
fe gewiss. Denn dasMilitärstraf
gesetz sieht keine Ausnahmen
vor: «Der Schweizer, der ohne
Erlaubnis des Bundesrates in
fremden Militärdienst eintritt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe be-
straft.» (Nicht betroffen sind
einzig Doppelbürger in Bezug
auf dieArmee ihres Zweitlandes.)

Wegen des russischen Über-
falls auf die Ukraine aber könnte
es eine Ausnahme geben – und
zwar nachdem SP-Nationalrat
Jon Pult, wie er selbst sagt, das
Porträt dieser Redaktion über
den Schweizer Ukraine-Rück-
kehrer JonaNeidhart gelesen hat.
Der gebürtige Zürcher Neidhart
kämpfte als Scharfschütze im
Donbass gegen die Russen. Der
36-Jährige mit Berner Uniab-
schluss kehrte im Sommer nach
zwei Jahren in derUkraine in die
Schweiz zurück, wo er sich der
Polizei stellte.

Neidhart beeindruckt Pult
undWermuth
Pult und SP-Co-Präsident Cédric
Wermuth verabredeten sich ein
paar Tage nach Erscheinen des
Texts mit Neidhart, «weil wir
ihn kennen lernen und seine
Beweggründe aus erster Hand
erfahrenwollten», so Pult. «Sei-
ne Schilderungen waren beein
druckend», erzählt der Bündner
Nationalrat. ImNachgang dieses
Treffens sei in ihm «die Über-
zeugung gereift, dass es mora-

lisch und politisch falsch ist,
Schweizerinnen und Schweizer
strafrechtlich dafür zu verfolgen
und zu bestrafen, dass sie auf
der Seite der Ukraine gekämpft
haben».

Doch was tun? Pult wusste:
Die Schweizer Politik arbeitet
langsam, wenn es um die Reha-
bilitierung von Staatsangehöri-
gen geht, die sich mit der Waffe
für eine Sache einsetzen, die
(zumindest im Nachhinein) von
fast allen als gerecht eingestuft
wird. Von den 650 Schweizerin-
nen und Schweizern, die ab 1936
nach Spanien reisten, um in den
Internationalen Brigaden gegen
die Faschisten unter General
Franco zu kämpfen, erlebten es
die wenigsten, dass sie 2009 re-
habilitiert wurden.

Hängig sind im Parlament
Vorstösse für eine Rehabilitie-

rung der Résistance-Angehöri-
gen, die sich im Zweiten Welt-
krieg in Frankreich gegen die
Nazis wehrten. Gleiches wird
angestrebt für Schweizer, die ge-
gen die Terrormiliz IS kämpften.
Damit würde erreicht, dass
beispielsweise die Verurteilung
eines Tessiners aufgehoben
würde, der sich in Syrien für dort
angegriffene christlicheAngehö-
rige einsetzte.

13 Ukraine-Kämpfer
betroffen
Im Fall der Ukraine will Jon
Pult nun erreichen, dass es gar
nicht erst zuVerurteilungen von
Schweizer Kämpfern kommt. Er
fordert eine Amnestie für «alle
SchweizerBürgerinnen und Bür-
ger, die in der Ukraine gegen die
völkerrechtswidrige russische
Aggression und somit für Frei-

heit, Demokratie, Unabhängig-
keit, Souveränität und territo
riale Integrität kämpfen oder
gekämpft haben». Dies tut er in
einer parlamentarischen Initia-
tive. Bei Annahme würde auf
Strafverfolgung der Ukraine-
Kämpfer und auf Strafvollzug
verzichtet.

Die Militärjustiz führt derzeit
13 Verfahren wegen fremden
Militärdiensts in Zusammenhang
mit demUkraine-Krieg.Verurteilt
wurde bisher einzig ein Schwei-
zer, der bereits vor dem Ein-
marsch Russlands in der ganzen
Ukraine im Februar 2022 auf rus-
sischer Seite gekämpft hatte.

JonaNeidhart, der die Schweiz
auf Geheiss der Militärjustiz
nicht verlassen darf, arbeitet
momentan im Recycling und
wartet auf seine Anklage. Und –
neu – auf die Amnestie.

Amnestie für Schweizer
Ukraine-Kämpfer gefordert
Militärjustiz Nationalrat Jon Pult möchte Menschen wie Jona Neidhard,
die gegen die russischen Aggressoren gekämpft haben, von Strafverfolgung verschonen.

Bisher harzt es mit dem elektro-
nischen Patientendossier (EPD).
Nun soll es neu automatisch er-
öffnet werden – sofern man sich
nichtwehrt.Die Infrastrukturwill
der Bund zur Verfügung stellen.
Daswerde demEPD den nötigen
Schwung geben, sagte Gesund-
heitsministerinElisabethBaume-
Schneider vor den Medien. Doch
was ist das EPD genau? Undwas
verspricht sich derBundesrat von
denÄnderungen?Antworten auf
die wichtigsten Fragen.

—Wozu dient das Dossier?
Der Nutzen sei offensichtlich,
sagte Baume-Schneider. Das
zeigten auch Erfahrungen in an-
deren Ländern. Das EPD soll die
Sicherheit, Qualität und Effizi-
enz vonmedizinischen Behand-
lungen verbessern. Im Dossier
können allewichtigenmedizini-
schen Informationen und Daten
zurGesundheit einer Person ab-
gelegt werden. Einsehen dürfen
die Daten die Patienten selbst
und Gesundheitsfachpersonen.
Soweiss etwa das Spital,was der
Hausarzt gemacht hat – und um-
gekehrt. Damit lassen sich Dop-
pelspurigkeiten vermeiden.

—Wie viele Menschen haben
schon ein EPD?
Die Basis für das EPD hatte
das Parlament bereits 2015 ge-
schaffen. Im Jahr 2021 begann
dessenEinführung.Bisherhaben
aber nur rund 72’000 Personen
eines eröffnet – dies entspricht
weniger als einem Prozent der
Bevölkerung. Sie selbst habe ein
EPD, sagte Baume-Schneider.
«Aber es war nicht so einfach.»
Nunwill derBundesrat demDos-
sier mit Gesetzesänderungen
zum Durchbruch verhelfen. Im
Frühjahr will er dem Parlament
die Botschaft vorlegen, 2028 soll
das neue Gesetz in Kraft treten.

—Wie kommtman
zu einem EPD?
Heute müssen Patientinnen und
Patienten das EPD bei einem
von achtAnbietern eröffnen,den
Stammgemeinschaften. In meh-
reren Kantonen gehört die Post
zu den Anbietern. Sie sieht darin
für sich ein Zukunftsgeschäft.
Künftig soll das EPDautomatisch

erstelltwerden,ohnedassman es
beantragenmuss.FürdenZugang
zum Dossier soll die staatliche
E-ID genutztwerden,die voraus-
sichtlich ab 2026 ausgestelltwird.

—Wird das EPD obligatorisch?
Nein, es bleibt freiwillig. Der
Bundesrat schlägt ein Opt-out-
Modell vor: Wer kein EPD
möchte, muss beim Wohnsitz-
kanton Widerspruch anmelden.
Das hatte der Bundesrat bereits
letztes Jahr entschieden.

—Werden Ärzte verpflichtet,
Daten einzutragen?
Ja. In Zukunft soll das EPD über-
all verbindlich eingesetztwerden.
Neben den Spitälern und Pflege-
einrichtungen werden neu auch
ambulante Leistungserbringer
wie Ärztinnen, Apotheker, Phy-
siotherapeutinnen und Chiro-
praktiker verpflichtet, das EPD
anzuwenden und alle behand-
lungsrelevantenDaten einzutra-
gen. Allerdings soll es Über-
gangsfristen geben. Heute sind
laut demBund 226 Spitäler (82%)
und 835 Pflegeheime (57%) dem
EPD angeschlossen. Diemeisten
Arztpraxen machen dagegen
noch nicht mit: Lediglich 3147
(18%) tragen Daten ein.

—Warumwill der Bundesrat
eine staatliche Lösung?
Derzeit haben alle acht EPD-
Anbieter ihre eigene technische
Infrastruktur, was für Probleme
sorgte. Neu soll die Infrastruk-
tur als einheitliche Plattform
durch den Bund zur Verfügung
gestelltwerden. In derVernehm-
lassung habe eine Mehrheit der
Parteien undAkteure die dezen-
trale Struktur kritisiert, schreibt
der Bundesrat. Im Detail seien
die Zentralisierungswünsche al-
lerdings stark auseinanderge-
gangen. Nun hat der Bundesrat
entschieden, die technische EPD-
Infrastruktur zurBundesaufgabe
zu erklären. Er will sie mittels
einerAusschreibung beschaffen.
Die Betriebskosten für den Ge-
brauch der technischen Platt-
form sollen den Stammgemein-
schaften als Nutzungsgebühren
weiterverrechnet werden.

Charlotte Walser

Bundesrat will staatliche
Lösung für das EPD
Elektronisches Patientendossier Der Bund plant,
eine Plattform zur Verfügung zu stellen.

Der Ukraine-Rückkehrer Jona Neidhart darf die Schweiz zurzeit nicht verlassen. Foto: Raphael Moser

FuW Swiss 50 Index
Gut diversifiziert in Schweizer Aktien investieren: Der FuW Swiss 50 Index umfasst die fünfzig grössten Unternehmen
an der Börse. Die Aktien sind in zwei Segmenten ausgeglichen gewichtet, damit die drei Grossen – Nestlé, Novartis und
Roche – keinen Klumpen bilden. Der FuW Swiss 50 Index ist der repräsentative Referenzindex für den Schweizer
Aktienmarkt. Abgebildet wird er vom neusten Anlageprodukt der FuW.

Jetzt echt diversifiziert in Schweizer
Aktien anlegen: der FuW Swiss 50 Index
der «Finanz und Wirtschaft»

Investieren wie die Experten | invest.fuw.ch/fuw50

Kontakt für produktbezogene Fragen
Leonteq Securities AG | Telefon 058 800 1111
eMail info@leonteq.com

Rechtlicher Hinweis | Die in diesem Dokument erwähnten Finanzprodukte sind derivative Finanzinstrumente. Sie qualifizieren nicht als Anteile einer kollektiven Kapitalanlage im Sinne der Art. 7 ff. Des Schweizeri-
schen Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen (KAG) und sind daher weder registriert noch überwacht von der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht FINMA. Anleger geniessen nicht den durch das KAG
vermittelten spezifischen Anlegerschutz.

Der FuW Swiss 50 Index von «Finanz und Wirtschaft»
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Die 1964er,mit 112’890 Personen
der geburtenstärkste Jahrgang
der Schweiz, feiern heuer den
60. Geburtstag. Sie bereiten sich
langsam auf die Pensionierung
vor und fragen sich, ob ihre Er-
sparnisse ausreichen,umdenge-
wohntenLebensstil fortzuführen.

Auf den ersten Blick kommen
bei den Babyboomern, die jetzt
in Rente gehen, beeindruckende
Vermögen zusammen, wie eine
Analyse des VZ Vermögenszen-
trums zeigt. Der Median liegt
bei 1,57 Millionen Franken pro
Paarhaushalt, wenn man sämtli-
cheVermögenspositionenzusam-
menzählt. Der Medianwert teilt
dieHaushalte in zwei gleich gros-
seHälften,die eineHälfte hatwe-
niger,die anderemehrVermögen.
ImGegensatz zumarithmetischen
Mittelwertwird derMedian nicht
von Extremwerten beeinflusst.

Das VZ hat die Vermögen von
rund 2200 Paaren im Alter von
60 bis 68 Jahren untersucht. Sie
haben ein jährliches Bruttoein-
kommen von rund 100’000 bis
214’000 Frankenund zählen damit
zum Mittelstand gemäss Definiti-
on des Bundesamts für Statistik.

Der grössteVermögensposten
der untersuchten Babyboomer

sind die Pensionskassengelder
mit einem Medianwert von
593’000 Franken. Bei Haushal-
ten ohneWohneigentummachen
die Pensionskassengelder57 Pro-
zent desVermögens aus. InHaus-
haltenmitWohneigentummacht
dieses etwa ein Drittel des Ver-
mögens aus.

Ausgaben unterschätzt
Die mittelständischen Baby-
boomer haben fast alle in die
dritte Säule eingezahlt und ha-
bendort imSchnitt 135’000 Fran-
ken zusammengespart.

Ein grosser Teil der Erspar-
nisse, im Schnitt 143’000 Fran-
ken, liegt auf Bankkonten.Knapp
die Hälfte der untersuchten
Haushalte verfügt über einWert-
schriftendepot. Der Median
dieser Geldanlagen liegt bei
91’000 Franken.

Mit 1,57 Millionen Franken
sollte sich nach der Pensionie-

rung gut leben lassen.Trotzdem
fragten sich viele Babyboomer,
ob die Rente und das Vermögen
reichten, um den gewünschten
Lebensstandard im Alter zu
halten, stellt das VZ fest.

Oft werde unterschätzt, wie
viel Vermögen es nach der Pen-
sionierung brauche. Um Hypo-
thek,Krankenkasse, Steuern und
alle Ausgaben lebenslang zu fi-
nanzieren, brauche ein Ehepaar
zusätzlich zurAHV-Rente schnell
einmal eine Million Franken.

Das liegt unter anderem da-
ran, dass die Ausgaben nach der
Pensionierung nicht so stark
zurückgehen wie erwartet. Pos-
ten wie Zusatzversicherungen
und Selbstbehalte der Kranken-
kasse steigen gar an. Und nach
der Pensionierung bleibt mehr
Zeit – auch zum Geldausgeben,
zum Beispiel auf Reisen.

Armin Müller

Babyboomer gehen reich in Pension
Untersuchung Über 1,5 Millionen Franken haben Paare im Durchschnitt zusammengespart.

Sie soll klären, was Olympische Spiele die Steuerzahler kosten würden: Viola Amherd diesen Sommer an den Spielen in Paris. Foto: Keystone

Edgar Schuler

Der Bundesrat hat gestern be-
schlossen, die Vorbereitungen
für die Olympischen und Para-
lympischenWinterspiele 2038 in
der Schweiz zu unterstützen. Er
sieht in den Spielen eine grosse
Chance für das Land, sowohl im
Bereich der Sportförderung als
auch für das internationale
Ansehen der Schweiz.

DerBundesrat beauftragte das
Verteidigungs- und Sportdepar-
tement von Viola Amherd, bis
Juni 2026 die finanziellen und
organisatorischen Rahmenbe-

dingungen für eine mögliche
Bundesunterstützung zu klären.
Zu diesemZweckwird eine inter-
departementale Arbeitsgruppe
eingerichtet, die den Prozess bis
Ende 2027 begleitet.

In «privilegiertemDialog»
DieOlympiaplänebasieren auf ei-
ner Einladung des Internationa-
lenOlympischenKomitees (IOK),
die Schweiz in den sogenann-
ten privilegierten Dialog für die
Winterspiele 2038 aufzunehmen.

Dieser Dialog ermöglicht es
der Schweiz, ihre Kandidatur
weiterzuentwickeln, ohne sich

gegen andere Bewerber durch-
setzen zumüssen.Die finale Ent-
scheidung überden Zuschlag soll
spätestens Ende 2027 fallen.

Swiss Olympic verfolgt seit
mehreren Jahren das Ziel, die
OlympischenWinterspiele nach
90 Jahren wieder in die Schweiz
zu holen. Frühere Bewerbungen,
wie etwa für die Spiele 2026 in
Sitten, scheiterten jedoch am
Widerstand in der Bevölkerung.

Dezentrale Austragung
Dieses Mal setzt Swiss Olympic
auf ein nachhaltiges Konzept, das
die Spiele dezentral auf bereits

bestehende Sportstätten im gan-
zen Land verteilen soll.

Neben der Klärung finan-
zieller Fragen steht auch die
Abstimmung mit den Kantonen
und der Bevölkerung imVorder-
grund. Der Bundesrat betonte,
dass die Unterstützung der be-
troffenen Regionen entschei-
dend für den Erfolg der Kandi-
datur sei.

Gleichzeitig soll die Nach-
haltigkeit der Spiele in den Fo-
kus rücken,umUmweltbelastun-
gen zu minimieren und positive
Impulse für Gesellschaft und
Wirtschaft zu schaffen.

Bundesrat unterstützt
Schweizer Olympiapläne
Winterspiele 2038 Die Regierung will den Anlass wieder ins Land holen. Sie hat
Sportministerin Viola Amherd beauftragt, Kosten und Rahmenbedingungen abzuklären.

Für Finanzfachleute ist es ein
grosser Karriereschritt. Zuerst
Wirtschaft studieren, bei einer
Beratungsfirmawie PWC,KPMG,
EY oder Deloitte anheuern, be-
rufsbegleitend die Ausbildung
zum Wirtschaftsprüfer absol-
vieren, und dann stehen einem
alle Tore offen. Bis zur Chefetage
einer grossen Firma.

Jedes Jahrgehen rund 400 jun-
ge Finanzexpertinnen und -ex-
perten an die Prüfung zumWirt-
schaftsprüfer. Es sind karriere-
bewusste Menschen, die viel auf
sich nehmen, umneben dem Job
eine anspruchsvolle Ausbildung
zu absolvieren. Sie sollen künf-
tig die Finanzzahlen der Firmen
genaustens überprüfen undviel-
leicht auch dem einen oder an-
deren Bilanzschwindler auf die
Schliche kommen.

Rekurs eingelegt
Ein erstaunlicher Vorgang sorgt
daher für Wirbel: Mehrere Per-
sonen habenTeile der Zwischen-
prüfung, des sogenannten Bran-
chenabschlusses, manipuliert.
Das bestätigt derVerbandExpert-
suisse, der sie verantwortet.Dem
Vernehmennach geht es umeine
kleine zweistellige Zahl Prüflinge.
Siewurden nun für drei Jahre für
die Abschlussprüfung gesperrt.
Und weil sie durch die Manipu-
lation dasVertrauen ihrerArbeit-
geber verspielt haben, verlieren
sie ihre Jobs.

Der Finanzblog «Inside Pa-
radeplatz» hat zuerst über den
Vorfall berichtet. Laut dem Por-
tal wehrt sich mindestens eine
Person gegen den Entscheid von
Expertsuisse. Es ist kein Einzel-
fall. Diese Redaktion weiss, dass
weitere Personen den Entscheid
anfechten. Weitere könnten da-
zukommen, die Rekursfrist läuft
noch einige Tage.

Auf Anfrage äussert sich der
Verband nicht zum Vorfall. Er
verweist auf ein Schreiben, das
an seine Mitglieder ging. «Im
Rahmen der forensischen Ana-
lyse haben die beigezogenen
Spezialisten festgestellt, dass
sich mehrere Studierende mit-
tels gezielter Manipulation der
Prüfungssoftware in unerlaub-
terWeise Zugang zumPrüfungs-
system verschafft haben.»

Antworten einsehbar
Einigen Teilnehmenden scheint
es gelungen zu sein, sich dieAnt-
wortenderAufgaben anzeigen zu
lassen, so hatten sie einenVorteil.
Umstritten ist, wie einfach oder
schwierig dieser Trick war. Laut
Expertsuisse hätten die Ausge-
schlossenendafüreine IT-Sicher-
heitslücke ausgenutzt.Bei «Inside
Paradeplatz» heisst es hingegen,
dass die Studierenden einfach ei-
nen öffentlich einsehbaren Link
aufgerufen hätten. Schon hätten
sie die Antworten gesehen.

Laut Kennern des Prüfungs-
systems war es nicht so einfach.
Sie erklären denVorgang so: Die
Studierenden können fürdie ein-
zelnen Prüfungen zweiVersuche
absolvieren. Nach dem ersten
sehen sie, wie viele Punkte sie
erzielt haben. Glauben sie, dass
ein besseres Ergebnis drin liegt,
können sie einen zweiten Ver-
such starten. Dann zählt der
Durchschnitt aus der Punktzahl
aus dem ersten und dem zwei-
ten Versuch.

Damit die angehenden Wirt-
schaftsprüferinnen und -prüfer

keinen Vorteil beim zweiten
Versuch haben, sehen sie nach
dem ersten Durchgang keine
Lösungen, sondern eben nur die
eigene Punktzahl. Nun soll es
aber einigen gelungen sein, den
Code der Onlineplattform so zu
manipulieren, dass sie die Lö-
sungen sahen. Dadurch hatten
sie einen Vorteil beim zweiten
Durchgang und konnten ein bes-
seres Ergebnis erzielen.

Ansprüche an Integrität
Dassdasnicht sauberseinkonnte,
scheint auch einigen Prüflingen
klar gewesen zu sein, die eben-
falls vonderSchwachstellewuss-
ten. Sie haben sich an den Ver-
band gewandt und auf die Lücke
hingewiesen. Auch sie seien be-
straft worden, aber deutlich we-
niger scharf als diejenigen,die die
Prüfungen manipuliert hätten,
heisst es aus demUmfeld desVer-
bands.Sie könnendieAusbildung
in dernormalen Zeit absolvieren.

Den Ausschluss der anderen
Personen begründet Expert-
suisse in seinem Schreiben da-
mit, dass für Wirtschaftsprüfe-
rinnen und -prüfer besonders
hohe Standards gelten. Es sei gar
nicht entscheidend, ob die Ma-
sche einfach oder kompliziert sei,
es gehe darum, dass die Perso-
nen es überhaupt probiert hät-
ten. Dort heisst es: «Die Repu-
tation und Glaubwürdigkeit der
Wirtschaftsprüfung ist zentraler
Pfeiler desWirtschaftssystems.»
FürWirtschaftsprüfer und ange-
hendeWirtschaftsprüferwürden
besonders hohe Ansprüche an
Integrität und ethisch korrektes
Handeln gelten. «Als Verband
der Wirtschaftsprüfung pflegen
wir eine Null-Toleranz-Politik»,
heisst es in dem Dokument.

Die Branche fürchtet um ihr
Vertrauen. Nach jedem Wirt-
schaftsskandal wird auch die
Frage nach dem Versagen der
Buchprüfer aufgeworfen. Sei es
beim Untergang des Signa-Im-
periums von René Benko, beim
Wirecard-Skandal oder beim
Ende der Credit Suisse.

Wenige Firmen betroffen
Daherwollen dieArbeitgeber der
betroffenenPersonen jedenZwei-
fel an ihrerVertrauenswürdigkeit
gleich aus derWelt schaffen.Des-
halb haben sie die Leute raschvor
die Tür gestellt. Eine Sprecherin
des Wirtschaftsprüfers KPMG
sagt: «AlsWirtschaftsprüfer stel-
len wir besonders hohe Ansprü-
che an uns selbst bezüglich In-
tegrität und haben Verstösse
vonMitarbeitenden in dieserAn-
gelegenheit entsprechend sank-
tioniert.» Auch PWC hat bereits
«angemesseneMassnahmen» er-
griffen.EYkommentiert «einzel-
ne personelle Entscheidungen»
nicht. Bei Deloitte soll es hinge-
gen keine Fälle gegeben haben.

Dass die Personen nur aus
wenigenBetriebenkommen, lässt
den Schluss zu, dass sie sich ge-
kannt haben und untereinander
einen Hinweis auf die Schwach-
stelle derPrüfunggegebenhaben.

Für die Betroffenen hat die
Sache schwerwiegende Folgen:
Sollten sie mit ihrem Rekurs un-
terliegen, bleiben sie auf drei
Jahre gesperrt. Ihren Job sind sie
ohnehin los. Die Karriere hat da-
mit einen Knick, bevor sie richtig
angefangen hat.

Jorgos Brouzos

Beim Abschlusstest
geschummelt, Job verloren
Wirtschaftsprüfer Mehrere Studierende
sollen Ergebnisse manipuliert haben.

041 933 00 74 /wyss-mirella.ch / 6233 Büron

Einfach
& robust


